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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Franz 


Anläßlich der Beratung der Großen Anfrage der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Situation der Kinder 
in der Bundesrepublik Deutschland — Drucksache 
V/1198 — in der 146. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 17. Januar 1968 hat die Fraktion der SPD 
einen Antrag — Umdruck 349 — eingebracht, mit 
dem die Bundesregierung um Vorlage eines Gesetz- 
entwurfs über die Gewährung von Unfallversiche- 
rungsschutz für Schulkinder ersucht wird, durch den 
diese während des Unterrichts und auf dem Wege 
zur und von der Schule kraft Gesetzes versichert 
werden. Der Antrag wurde an den Ausschuß für 
Sozialpolitik überwiesen, der ihn in drei Sitzungen 
eingehend beraten hat. 

Der Ausschuß für Sozialpolitik unterrichtete sich 
über bestehende Regelungen der Länder und Ge- 
meinden zugunsten von Schülern, die bei schulischen 
Veranstaltungen oder auf dem Wege zu und von 
solchen Veranstaltungen verunglückt sind. Die be- 
stehenden Regelungen sind uneinheitlich. Sie rei- 
chen von der Gewährung eines öffentlich-recht- 
lichen Entschädigungsanspruchs im Lande Hamburg 
über gemeinsame Einrichtungen der Schulträger 
und Gruppenversicherungsverträge bei Privatver- 
sicherungsunternehmen bis zu Billigkeitsregelungen. 
Gemeinsam ist ihnen, daß der Verletzte oder seine 
Eltern zunächst auf ihre etwaigen Ansprüche gegen 
einen Träger der gesetzlichen Krankenversicherung, 


ein Unternehmen der privaten Kranken- oder Unfall- 
versicherung oder einen Drittschädiger (z. B. bei 
Verkehrsunfällen) verwiesen werden, und daß die 
aus öffentlichen Mitteln gewährten Entschädigungs- 
leistungen bei schweren Dauerschäden nicht aus- 
reichen. 

Der Bundesgerichtshof hat anläßlich der Abwei- 
sung der Klage eines schwerverunglückten Schülers 
erklärt, es stünde einem sozialen Rechtsstaat wohl 
an, Schülern, die bei Erfüllung ihrer Schulpflicht 
verunglücken, einen öffentlich-rechtlichen Entschä- 
digungsanspruch zu geben. Der Bund kann im Rah- 
men seiner Zuständigkeit nach Artikel 74 Nr. 12 
des Grundgesetzes einen Unfallversicherungsschutz 
für Schulkinder einführen. 

Die Ausschußmitglieder waren sich darüber einig, 
daß außer den schulpflichtigen Kindern auch die 
Schüler Versicherungsschutz erhalten sollen, die 
über das schulpflichtige Alter hinaus weiterführende 
allgemeinbildende Schulen besuchen. Die Ausdeh- 
nung dieses Versicherungsschutzes auf noch nicht 
schulpflichtige Kinder in Kindergärten wurde nicht 
für möglich gehalten. Gegen die Einbeziehung von 
Studenten spricht nach Meinung des Ausschusses, 
daß bei ihnen der private und der Ausbildungsbe- 
reich besonders schwer voneinander abzugrenzen 
sind. 
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Der Ausschuß hat auch eingehend die Frage der 
Finanzierung des Unfallversicherungsschutzes für 
Schulkinder erörtert. Ohne daß eine abschließende 
Meinung gebildet wurde, kam in der Diskussion 
zum Ausdruck, daß die Eltern nicht oder nicht über- 
mäßig mit den Kosten für die geforderte Schulkinder- 
Unfallversicherung belastet werden sollen. 

Der Ausschuß hat einstimmig beschlossen, dem 
Bundestag die Annahme des Antrags — Um- 
druck 349 — zu empfehlen, jedoch mit der Ergän- 
zung, den Unfallversicherungsschutz auch auf schu- 
lische Veranstaltungen auszudehnen. 


Bonn, den 17. Oktober 1968 


Dr. Franz 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

dem Bundestag einen Gesetzentwurf über Gewäh- 
rung von Unfallversicherungsschutz für Schulkinder 
vorzulegen, durch den diese während des Unter- 
richts, bei schulischen Veranstaltungen und auf dem 
Wege zur und von der Schule kraft Gesetzes ver- 
sichert werden. 


Bonn, den 17. Oktober 1968 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Dr. Franz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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